Wien wird anders! Die „Wiener Stadtbürgerschaft“

JedeR sechste WienerIn ist von Gesetzeswegen schlechter gestellt.
Etwa 260.000 Wienerinnen und Wiener sind sogenannte Drittstaatangehörige! Dieser Teil der Wiener Bevölkerung ist massiv benachteiligt:

· am Arbeitsmarkt

· am Wohnungsmarkt

· beim Bezug sozialer Leistungen

· in ihrem Familienleben und

· in ihren politischen Mitbestimmungsrechten.

Diese unhaltbare Situation besteht zudem im wesentlichen (unverändert!) seit Anbeginn der Arbeitsmigration nach Österreich – in mehr als 30 Jahren haben die wechselnden Bundesregierungen keinen „Handlungsbedarf“ auf dem Gebiet der Integrationspolitik gesehen ...

Die Schwarz-blaue Bundesregierung schlägt allerdings dem Fass den Boden aus!

Statt Konzepte zur Beseitigung dieser Diskriminierungen und zur Überbrückung des immensen sozialen und gesellschaftlichen Gefälles innerhalb der Bevölkerung zu entwickeln, stellt nun die Bundesregierung ein zusätzliches Schikanen-Paket, den sogenannten „Integrationsvertrag“ vor.

Im Rahmen dieses „Vertrags“ erhalten Zuwanderer (bei Fortschreibung ihrer sozialen und rechtlichen Lage) nun auch zusätzlich die Pflicht, Deutsch und Landeskunde zu lernen. Die Kosten dafür (bis zu 50% ) müssen die Betroffenen selbst tragen. Bei Nichterfüllung drohen Geldbussen bis hin zum Verlust der Niederlassungsbewilligung und somit auch der mühsam aufgebauten Existenz in Österreich.

Wien hat dringenden Handlungsbedarf!

Eine multikulturelle Stadt wie Wien, die Integrationspolitik groß auf ihre Fahnen schreibt, sollte ein konstruktives Gegenkonzept zur verfehlten Bundespolitik schaffen. Das für das erste Halbjahr 2002 angekündigte Kommunale Wahlrecht für MigrantInnen auf Bezirksebene ist ein positiver Schritt, doch es reicht als einzige menschenwürdige Alternative zur Bundespolitik nicht aus. Zudem soll es – wenn es nach der Wiener SPÖ geht – nur MigrantInnen gewährt werden, die seit mindestens 8 Jahren (!) in Wien leben. Dadurch wird die Wiener Bevölkerung weiterhin in 3 Kategorien aufgeteilt: Österreichische StaatsbürgerInnen, die das volle kommunale Wahlrecht genießen. EU-BürgerInnen, die innerhalb von 6 Monaten ab ihrer Niederlassung in Wien auf Bezirksebene wählen und gewählt werden dürfen. Und Drittstaatangehörige, die erst nach einer 8-jährigen „Wartezeit“ zum Wahlrecht auf Bezirksebene zugelassen werden.

Es ist Zeit für die „Wiener Stadtbürgerschaft“
Die Stadt Wien erkennt alle Menschen, die in Wien ihren Lebensmittelpunkt haben, als Teil der Wiener Bevölkerung an und gewährt ihnen daher dieselben Standards im Rahmen ihrer Möglichkeiten:

· Gleichberechtigten Zugang zu Gemeindewohnungen (Änderung der Vergaberichtlinien)

· Gleichberechtigten Zugang zur Sozialhilfe (Novellierung des Sozialhilfegesetzes)

· Volles kommunales Wahlrecht auf Bezirksebene

· Gleichstellung bei allen sozialen Leistungen, die von der Stadt Wien geboten werden.

Die Wiener Stadtbürgerschaft könnte durch einen entsprechenden Ausweis der Stadt Wien sichtbar gemacht und formell verankert werden.

Das Wiener Wohnpaket
Das Wohnproblem ist in Wien nicht neu. Nach wie vor gibt es eine starke Konzentration von finanzschwächeren Haushalten in bestimmten Vierteln mit schlechter Bausubstanz und kriminell hohen Mieten. 

Die Zahlen sprechen für sich:

In etwa 250 bekannten Spekulationsobjekten mit durchschnittlich 25 Wohnungen pro Objekt (also etwa 6.000 Wohnungen insgesamt) wohnen ungefähr 30.000 Menschen unter unwürdigsten Bedingungen.

In diesen sogenannten Spekulationsobjekten haben die Hauseigentümer kein Interesse an einer Sanierung, da sie auch so genügend InteressentInnen für ihre Objekte finden: Aufgrund der Diskriminierung von Drittstaatangehörigen beim Zugang zu Gemeindewohnungen sind ärmere MigrantInnenfamilien vielfach auf diese Wohnungen angewiesen! 

Die daraus resultierende Lage ist triste: Zuwandererhaushalte, aber auch Mindest​pensionistInnen-, StudentInnenhaushalte wohnen in engstem Raum bei z. T. gesundheits​gefährdenden Bedingungen. Vor allem MigrantInnenhaushalte befinden sich infolge dieser jahrzehntelangen Diskriminierung in einer besonders präkeren Lage:

( 60 % der AusländerInnen wohnen in zu kleinen Wohnungen: (Mikrozensus Österreich 1998)
Viele AusländerInnen leben in Wohnungen unter dem Mindestmaß:
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Richtwerte: bei 1 Person unter als 34m², bei 2 Personen unter als 45m², bei 3 Personen unter als 60m², 

bei 4 Personen unter als 70m²)
( AusländerInnen zahlen 20% mehr pro Quadratmeter:

Österreichische StaatsbürgerInnen zahlen durchschnittlich: 
57 Schilling/m²

Menschen aus dem ehem. Jugoslawien und aus der Türkei:
70 Schilling/m²

Fallbeispiel: „Substandard-Wohnungen“
AusländerInnen müssen pro Quadratmeter deutlich mehr bezahlen




Das Wiener Wohnproblem kann innerhalb von 5 Jahren gelöst werden!
Die Grünen regen daher folgendes Lösungspaket an:

· Konsequente Öffnung der Wiener Gemeindebauten für MigrantInnen

· Schaffung eines Sanierungsschwerpunkts für den privaten Althausbestand

· Forcierung der Ersatzvornahmen bei Spekulationsobjekten

· Schaffung eines Antispekulationsfonds (11 Mio. EURO jährlich)

Gezielte Information und Beratung könnte zudem eine Vielzahl von Zuwandererhaushalten zu einer Genossenschaftswohnung bewegen, um so die vorerst starke Nachfrage nach Gemeindewohnungen zu reduzieren.

Die Grünen laden die SPÖ zu Verhandlungen ein!

Es ist an der Zeit, die Integrationspolitik in Wien mit großen Schritten voranzutreiben!
Die Wiener Grünen möchten daher die regierende SPÖ zu Verhandlungen einladen, mit dem Ziel ein Gesamtpaket zur Integration von MigrantInnen in Wien, als Gegenmodell zur verfehlten und menschenverachtenden Politik der Bundesregierung zu schnüren und im ersten Halbjahr 2002 – parallel zum sog. „Integrationsvertrag“ umzusetzen. Das Gesamtpaket soll folgende Punkte umfassen:

- Schaffung der „Wiener Stadtbürgerschaft“
- Wiener Wohnpaket sowie
- Schaffung eines Wiener Antidiskriminierungsgesetzes bis Ende 2002

WIEN WIRD ANDERS!
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